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Empfehlungen des Deutschen Vereins zur selbstbestimmten Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit Behinderungen und Unterstützungsbedarf an der Grenze zwischen Werkstatt und allgemeinem Arbeitsmarkt
– Kurzfassung der Geschäftsstelle –
Die Empfehlung wurde von der Arbeitsgruppe „Berufliche Teilhabe behinderter Menschen“ des Deutschen Vereins erarbeitet und nach ausführlichen Beratungen im Fachausschuss „Rehabilitation und Teilhabe“ vom Präsidium des Deutschen Vereins am 18. März 2009 verabschiedet. 
Der Deutsche Verein richtet sich mit seinen Empfehlungen an Bund, Länder, Sozialleistungsträger, Sozialleistungserbringer, Menschen mit Behinderungen und ihre Verbände, aber auch an Betriebe der gewerblichen Wirtschaft, insbesondere auch Unternehmen des sozialen Sektors, öffentliche Betriebe und Verwaltungen, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände, Industrie- und Handelskammern sowie Handwerkskammern. Sie alle sind gemeinsam in der Verantwortung, die selbstbestimmte Teilhabe am Arbeitsleben von Menschen mit Behinderungen und Unterstützungsbedarf zu stärken, voran zu bringen und so weit wie möglich zu verwirklichen. 
I. Zielvorstellungen

Der Deutsche Verein hält es langfristig für erstrebenswert, dass auf der Basis des Gedankens des Nachteilsausgleichs für Menschen mit Behinderungen ein Leistungsgesetz geschaffen wird, das auch die Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben integriert und die Zuständigkeit und Finanzierungsverantwortung für alle Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderungen – unabhängig von Art und Schwere der Behinderung – leistungsrechtlich und systematisch bei einem Leistungsträger mit der entsprechenden fachlichen Kompetenz verortet. Hinsichtlich möglicher Finanzierungsmodelle hat sich der Deutsche Verein bereits ausführlich zum Bundesteilhabegeld geäußert.

II. Kurzfristige Gesetzesänderungen

Kurzfristig sind aus Sicht des Deutschen Vereins einige weniger grundlegende Gesetzesänderungen erforderlich: 
Für Menschen mit Behinderungen, die auf absehbare Zeit nur mit Förderung eine Aussicht auf einen Arbeitsvertrag haben, ist ein von den Rechtsgedanken des § 16e SGB II ausgehender Leistungstatbestand zu schaffen. Voraussetzungen wie Langzeitarbeitslosigkeit, bereits mindestens sechs Monate Betreuung auf der Grundlage einer Eingliederungsvereinbarung oder der Bezug von Eingliederungsleistungen für den Zugang zur Leistung müssten wegfallen und zur Feststellung der Leistungsvoraussetzungen geeignete Instrumente eingesetzt werden, z. B. ein Assessmentverfahren. 
Weiter fordert der Deutsche Verein den Gesetzgeber auf, eine gesetzliche Modellklausel zu schaffen, die die Erprobung des regelhaften Einsatzes von Mitteln der Eingliederungshilfe auf dem ersten Arbeitsmarkt zur Erforschung des fachlichen Nutzens und der (fiskalischen) Effekte einer dauerhaften Unterstützung ermöglicht. 
Inhaltlich sollten sich diese Projekte auf den Kreis der Personen mit einem Rechtsanspruch auf Werkstattleistungen beziehen, für die der Abschluss eines Arbeitsvertrages unter Einsatz geeigneter Betreuung und ggf. eines Minderleistungsausgleichs im Sinne einer Unterstützungsleistung für den Menschen mit Behinderung die geeignete und gewünschte Form zur Teilhabe am Arbeitsleben darstellt. Der Deutsche Verein fordert alle Träger der Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, neben den Trägern der Eingliederungshilfe insbesondere auch die Bundesagentur für Arbeit, auf, die Ergebnisse solcher vom Gesetzgeber zu ermöglichender Modellprojekte zu nutzen, um neue Wege der Leistungserbringung – auch in Form des Persönlichen Budgets – zur Teilhabe am Arbeitsleben für Menschen mit Behinderungen umzusetzen. Im Ergebnis wird auf lange Sicht ein gemeinsames Wirken der Leistungsträger an dieser Schnittstelle entscheidend sein.

Analog zum Wandel von Wohnheimträgern sollten auch die Werkstätten einen neuen Auftrag erhalten, damit sich ihr Leistungsangebot über eine Personenzentrierung neuorientiert und ihr Setting in großem Maße auch in Betrieben des allgemeinen Arbeitsmarktes angeboten werden kann.

Zur Flexibilisierung der Leistungen der Werkstätten sollten zudem die Einzugsgebiete aufgehoben werden.

Der Deutsche Verein fordert den Gesetzgeber auf, die möglichen Anspruchsgrundlagen für Leistungen der Teilhabe an Arbeit und Beschäftigung in Zuverdienstprojekten dahin gehend zu ändern, dass Zuverdienst als Möglichkeit der Bedarfsdeckung zur Teilhabe am Arbeitsleben oder zur Aktivierung der Menschen mit Behinderung ausdrücklich benannt wird (insbesondere §§ 53 ff. SGB XII in Verbindung mit den Regelungen des SGB IX, § 16d SGB II, § 11 SGB XII, § 133 SGB IX).

Leistungsträger sollten gemeinsam die Möglichkeit prüfen, in der jeweiligen Region, in der sie zuständig sind, Zuverdienstprojekte übergreifend zu fördern und ihre Finanzierung sicher zu stellen.

Der Deutsche Verein fordert, die bisher institutionsgebundenen Leistungen der Eingliederungshilfe und der Agentur für Arbeit als personenzentrierte Leistungen auszugestalten. Ziel ist es, dass die nach geltendem Recht nur im Berufsbildungsbereich oder im Arbeitsbereich der Werkstatt erfolgenden Leistungen alternativ auch bei einer anderen Beschäftigung eingesetzt werden können. Um die Durchlässigkeit des Systems tatsächlich zu fördern, muss das Wahlrecht zwischen der Beschäftigung in einer Werkstatt oder einer anderweitigen assistierten Beschäftigung in beide Richtungen ausgeübt und Rückkehr​möglichkeiten von dem einen in das andere System ermöglicht werden.

III. Vorhandene Möglichkeiten nutzen

Neben langfristigen Zielvorstellungen und kurzfristigen Gesetzesänderungen betont der Deutsche Verein die Verantwortung aller an der Schnittstelle zwischen Werkstätten und allgemeinem Arbeitsmarkt tätigen Akteure zu aktiver Zusammenarbeit und Vernetzung. Es gilt, bereits derzeit schon mögliche Lösungen zur besseren Teilhabe von Menschen mit Behinderungen zwischen Werkstatt und allgemeinem Arbeitsmarkt umzusetzen und langfristig an Gesetzesänderungen mitzuwirken, mit denen dieses Ziel erreicht werden kann. In diesem Sinne verstehen sich die Empfehlungen des Deutschen Vereins auch als Impuls für die Arbeit der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Weiterentwicklung der Eingliederungshilfe.









� Empfehlung des Deutschen Vereins zur Einführung eines bundesfinanzierten Teilhabegeldes – Bundesteilhabegeld – vom 8. Dezember 2004, NDV 2005, 2 ff.
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